
 

                 Verwaltungshandbuch  

 
Diplomprüfungsordnung für den Ergänzungsstudiengang  

Umweltschutztechnik der Technischen Universität Clausthal 
Fachbereich Geowissenschaften, Bergbau und  

Wirtschaftswissenschaften und  
Fachbereich Maschinenbau, Verfahrenstechnik und Chemie. 

 Vom 21. April 1998  
In der Fassung der vierten Änderung vom 09. April 2013 

  
Beschluss des Fachbereichsrates Geowissenschaften, Bergbau und Wirtschaftswis-
senschaften vom 21. April 1998 und Beschluss des Fachbereichsrates Maschinenbau, 
Verfahrenstechnik und Chemie vom 21. April 1998. Genehmigt vom MWK am 15. 
Juni 1998 (Az.: 11B.1-74301-45) geändert durch Fakultätsbeschluss der Fakultät 
Energie- und Wirtschaftswissenschaften vom 15. April 2008 und Genehmigung des 
Präsidiums vom 7.Mai 2008. Zuletzt geändert durch Beschluss der Fakultät für Ener-
gie- und Wirtschaftswissenschaften vom 09. April 2013 und Genehmigung des Prä-
sidiums vom 16. April 2013 (Mitt. TUC 2013, Seite 104). 
 
Aufgrund des § 105 Abs. 4 NHG hat die Technische Universität Clausthal die folgen-
de Prüfungsordnung erlassen:  

 
  

E r s t e r T e i l 
Allgemeine Vorschriften 

  
§ 1 

Zweck der Prüfungen, Zugangsvoraussetzung 
 

(1) Zugangsvoraussetzung für den Ergänzungsstudiengang Umweltschutztechnik ist 
die bestandene Diplomprüfung oder die Bachelorprüfung nach einem achtsemestri-
gen Studium in einem Hochschulstudiengang für Verfahrenstechnik, Chemieingeni-
eurwesen, Umwelttechnik und Entsorgungstechnik oder einem eng verwandten 
Studiengang im Geltungsbereich des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutsch-
land.  
Bei Absolventen eines sechs- bzw. siebensemestrigen Bachelorstudiums kann die 
Zulassung im Ausnahmefall mit Auflagen erfolgen. Über entsprechende Auflagen 
entscheidet der Prüfungsausschuss. 
Die Entscheidung über die Erfüllung der Zugangsvoraussetzungen von Absolventin-
nen oder Absolventen eng verwandter Studiengänge und Inhabern ausländischen 
Befähigungsnachweise trifft der Prüfungsausschuss. Für Absolventinnen oder Absol-
venten ausländischer Hochschulen ist der Nachweis eines vierjährigen Studiums in 
einem vergleichbaren Studiengang mit qualifiziertem Bachelor- oder ähnlichen Ab-
schluss(z. B. Licence, Licenciatura, Lisans) die Zugangsvoraussetzung. 
 

(2) Die Diplomprüfung bildet den berufsqualifizierenden Abschluss des Ergänzungs-
studiengangs. Die Anforderungen an diese Prüfung sichern den Standard der Aus-
bildung im Hinblick auf die Regelstudienzeit sowie auf den Stand der Wissenschaft 
und die Anforderungen der beruflichen Praxis. Durch die Diplomprüfung soll festge-



stellt werden, ob der Prüfling die für den Übergang in die Berufspraxis notwendigen 
gründlichen Fachkenntnisse erworben hat, die fachlichen Zusammenhänge über-
blickt und die Fähigkeit besitzt, wissenschaftlich zu arbeiten und wissenschaftliche 
Erkenntnisse anzuwenden.  
   
 

§ 2 
Hochschulgrad 

 
(1) Nach bestandener Diplomprüfung verleiht die Technische Universität Clausthal 
den Hochschulgrad "Diplom-Ingenieurin" oder "Diplom-Ingenieur" (abgekürzt: 
Dipl.-Ing.") in der jeweils zutreffenden Sprachform. Darüber stellt die Universität 
eine Urkunde mit dem Datum des Zeugnisses aus (Anlage 1).  
 
(2) Die Urkunde kann Hinweise auf die Gleichsetzung mit entsprechenden ausländi-
schen Graden enthalten und kann bei Bedarf auch in englischer Sprache angefertigt 
werden.  

 
  

§ 3 
Dauer und Gliederung des Studiums 

   
(1) Die Studienzeit, in der das Ergänzungsstudium abgeschlossen werden kann, be-
trägt einschließlich der Diplomprüfung drei Semester (Regelstudienzeit). 
  
(2) Das Studium umfasst Lehrveranstaltungen mit einem zeitlichen Gesamtumfang 
von 31 Semesterwochenstunden (SWS).  
 
(3) Für weitere Lehrveranstaltungen im Umfang von 14 SWS muss nachgewiesen 
werden, dass entsprechende Kenntnisse im abgeschlossenen Fachhochschulstudium 
erworben wurden. Soweit der Nachweis nicht erbracht werden kann, sind entspre-
chende Leistungsnachweise zu erbringen.  
 
(4) Erstmals nicht bestandene Fachprüfungen oder Teilfachprüfungen gelten als 
nicht unternommen, wenn sie innerhalb der Regelstudienzeit abgelegt werden 
(Freiversuch). Im Rahmen des Freiversuchs bestandene Prüfungen können zur No-
tenverbesserung auf Antrag einmal im nächsten Prüfungstermin wiederholt werden; 
dabei zählt das jeweils bessere Ergebnis. Zeiten der Überschreitung bleiben unbe-
rücksichtigt, wenn hierfür triftige Gründe nachgewiesen werden; § 9 Abs. 1 und 2 
gilt entsprechend. Ein zweiter Freiversuch ist ausgeschlossen.  
   
 

§ 4 
Prüfungsausschuss 

 
(1) Für die Organisation der Prüfungen und zur Wahrnehmung der durch diese Prü-
fungsordnung zugewiesenen Aufgaben wird ein Prüfungsausschuss gebildet. Ihm 
gehören sechs Mitglieder an, und zwar vier Mitglieder, welche die Professorengrup-
pe vertreten, eine Vertreterin oder ein Vertreter der Gruppe der wissenschaftlichen 



Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, sowie ein Mitglied der Studentengruppe. Die oder 
der Vorsitzende und die oder der stellvertretende Vorsitzende der Gemeinsamen Fa-
kultät für Bergbau, Hüttenwesen und Maschinenwesen ist die oder der Vorsitzende 
und die oder der stellvertretende Vorsitzende des Prüfungsausschusses. Die weiteren 
Mitglieder des Prüfungsausschusses sowie deren ständige Vertretungen werden 
durch die jeweiligen Gruppenvertretungen in den Fachbereichsräten gewählt. Das 
studentische Mitglied hat bei der Bewertung und Anrechnung von Prüfungs- und 
Studienleistungen nur beratende Stimme.  
 
(2) Der Prüfungsausschuss stellt die Durchführung der Prüfungen sicher. Er achtet 
darauf, dass die Bestimmungen des Niedersächsischen Hochschulgesetzes (NHG) 
und dieser Prüfungsordnung eingehalten werden. Er berichtet regelmäßig dem 
Fachbereich über die Entwicklung der Prüfungen und Studienzeiten; hierbei ist be-
sonders auf die tatsächlichen Bearbeitungszeiten für die Diplomarbeit und die Ein-
haltung der Regelstudienzeit und der Prüfungsfristen einzugehen und die Verteilung 
der Fach- und Gesamtnoten darzustellen. Der Bericht ist in geeigneter Weise durch 
die Hochschule offen zu legen. Der Prüfungsausschuss überwacht die Führung der 
Prüfungsakten und legt die Zeiträume für mündliche Prüfungen und Klausuren fest. 
Die Technische Universität Clausthal hat ein Prüfungs- und Praktikantenamt einge-
richtet. Das Prüfungsamt hat die Aufgabe, Prüfungsakten anzulegen und zu führen 
sowie die Geschäftsführung der Prüfungsausschüsse wahrzunehmen. Die Leitung 
sowie Stellvertretung des Prüfungsamts obliegt den jeweiligen Fakultätsdekanen im 
einjährigen Wechsel.  
 
(3) Der Prüfungsausschuss fasst seine Beschlüsse mit der Mehrheit der abgegebenen 
gültigen Stimmen; Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegebene Stimmen. Bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme der oder des Vorsitzenden den Ausschlag. Der 
Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn die Mehrheit seiner Mitglieder, darunter 
die oder der Vorsitzende oder stellvertretende Vorsitzende und zwei weitere Mitglie-
der der Professorengruppe, anwesend ist.  
 
(4) Die Amtszeit der Mitglieder des Prüfungsausschusses beträgt zwei Jahre, die des 
studentischen Mitglieds ein Jahr.  
 
(5) Der Prüfungsausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung. Über die Sitzungen des 
Prüfungsausschusses wird eine Niederschrift geführt. Die wesentlichen Gegenstände 
der Erörterung und die Beschlüsse des Prüfungsausschusses sind in der Niederschrift 
festzuhalten.  
 
(6) Der Prüfungsausschuss kann Befugnisse widerruflich auf den Vorsitz oder den 
stellvertretenden Vorsitz übertragen. Die oder der Vorsitzende bereitet die Beschlüs-
se des Prüfungsausschusses vor und führt sie aus. Sie oder er berichtet dem Prü-
fungsausschuss laufend über diese Tätigkeit.  
 
(7) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, an der Abnahme der 
Prüfungen als Beobachtende teilzunehmen.  
 
(8) Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nicht öffentlich. Die Mitglieder des 
Prüfungsausschusses unterliegen der Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht im öf-



fentlichen Dienst stehen, sind sie durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden zur 
Verschwiegenheit zu verpflichten.  
   

§ 5 
Prüfende und Beisitzerin oder Beisitzer 

 
(1) Der Prüfungsausschuss bestellt die Prüfenden und die Beisitzerinnen und Beisit-
zer. Zur Abnahme von Prüfungen werden Mitglieder und Angehörige dieser Hoch-
schule oder einer anderen Hochschule bestellt, die in dem betreffenden Prüfungs-
fach oder einem Teilgebiet des Prüfungsfaches zur selbständigen Lehre berechtigt 
sind. Lehrkräfte für besondere Aufgaben sowie in der beruflichen Praxis und Ausbil-
dung erfahrene Personen können in geeigneten Prüfungsgebieten zur Abnahme von 
Prüfungen bestellt werden. Zu Prüfenden sowie Beisitzerinnen und Beisitzern dürfen 
nur Personen bestellt werden, die selbst mindestens die durch die Prüfung festzu-
stellende oder eine gleichwertige Qualifikation besitzen.  
 
(2) Für die Bewertung schriftlicher Prüfungsleistungen sind zwei Prüfende zu bestel-
len. Stellt der Prüfungsausschuss für einen Prüfungstermin fest, dass auch unter Ein-
beziehung aller gemäß § 5 Abs. 1 zur Prüfung Befugten die durch die Bestellung zur 
Zweitprüferin oder zum Zweitprüfer bedingte Mehrbelastung der einzelnen Prüfe-
rinnen oder Prüfer unter Berücksichtigung ihrer übrigen Dienstgeschäfte unzumut-
bar ist oder nur eine Prüferin oder ein Prüfer vorhanden ist, so kann er zulassen, dass 
die betreffenden schriftlichen Fachprüfungsleistungen nur von einer Prüferin oder 
einem Prüfer bewertet werden. Der Beschluss ist der Studentin oder dem Studenten 
bei der Meldung zur Prüfung mitzuteilen.  
 
(3) Studierende können für die Abnahme der Prüfungsleistungen Prüfende vorschla-
gen. Der Vorschlag begründet keinen Anspruch. Ihm soll aber entsprochen werden, 
soweit dem nicht wichtige Gründe, insbesondere eine unzumutbare Belastung der 
Prüfenden, entgegenstehen.  
 
(4) Der Prüfungsausschuss stellt sicher, dass den Studierenden die Namen der Prü-
fenden rechtzeitig, mindestens zwei Wochen vor dem Termin der jeweiligen Prü-
fung, bekannt gegeben werden.  
 
(5) Für die Prüfenden und Beisitzerinnen und Beisitzer gilt § 4 Abs. 8 entsprechend.  
 
(6) Alle an der Diplomprüfung eines Prüflings beteiligten Prüfenden bilden jeweils 
die Prüfungskommission.  
   
 

§ 6 
Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen 

 
(1) Studienleistungen und Prüfungsleistungen in demselben Studiengang an einer 
anderen Universität oder gleichgestellten Hochschule in der Bundesrepublik 
Deutschland werden ohne Gleichwertigkeitsfeststellung angerechnet. 
 



(2) Studienleistungen und Prüfungsleistungen in einem anderen Studiengang wer-
den angerechnet, soweit die Gleichwertigkeit festgestellt ist. Die Gleichwertigkeit ist 
festzustellen, wenn Studienleistungen und Prüfungsleistungen in Inhalt, Umfang 
und in den Anforderungen denjenigen des Ergänzungsstudienganges Umwelt-
schutztechnik im wesentlichen entsprechen. Dabei ist kein schematischer Vergleich, 
sondern eine Gesamtbetrachtung und Gesamtbewertung im Hinblick auf die Bedeu-
tung der Leistungen für den Zweck der Prüfungen nach § 1 vorzunehmen. Für die 
Feststellung der Gleichwertigkeit eines ausländischen Studienganges sind die von 
der Kultusministerkonferenz und der Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äqui-
valenzvereinbarungen oder andere zwischenstaatliche Vereinbarungen maßgebend. 
Soweit Vereinbarungen nicht vorliegen oder eine weitergehende Anrechnung bean-
tragt wird, entscheidet der Prüfungsausschuss über die Gleichwertigkeit. Zur Aufklä-
rung der Sach- und Rechtslage kann eine Stellungnahme der Zentralstelle für aus-
ländisches Bildungswesen eingeholt werden. Abweichende Anrechnungsbestim-
mungen aufgrund von Vereinbarungen mit ausländischen Hochschulen bleiben un-
berührt. 
 
(3) Für Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen in staatlich anerkannten 
Fernstudien gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend. Im übrigen findet § 20 NHG 
Anwendung.  
 
(4) Werden Studien- und Prüfungsleistungen angerechnet, werden die Noten - so-
weit die Notensysteme vergleichbar sind - übernommen und in die Berechnung der 
Gesamtnote einbezogen. Bei unvergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk 
"bestanden" aufgenommen. Eine Kennzeichnung der Anrechnung im Zeugnis ist 
zulässig.  
 
(5) Bei Vorliegen der Voraussetzungen nach den Absätzen 1 bis 4 besteht ein Rechts-
anspruch auf Anrechnung. Über die Anrechnung entscheidet auf Antrag der oder 
des Studierenden der Prüfungsausschuss.  
   
 

§ 7 
Aufbau der Prüfungen, Arten der Prüfungsleistungen 

   
(1) Die Abschlussprüfung/Diplomprüfung besteht aus Fachprüfungen und der Dip-
lomarbeit. Fachprüfungen setzen sich aus den Prüfungsleistungen in einem Prü-
fungsfach oder einem fächerübergreifenden Prüfungsgebiet zusammen, sie können 
auch aus nur einer Prüfungsleistung bestehen. Fachprüfungen können durch fol-
gende Arten von Prüfungsleistungen nach Maßgabe des Zweiten Teils abgelegt 
werden:  
1. Klausur (Absatz 2),  
2. mündliche Prüfung (Absatz 3).  
 
(2) In einer Klausur soll der Prüfling nachweisen, dass er in begrenzter Zeit, mit be-
grenzten Hilfsmitteln und unter Aufsicht mit den geläufigen Methoden des Faches 
ein Problem erkennen und Wege zu einer Lösung finden kann. Die Bearbeitungszeit 
ist in Anlagen 2 und 4 geregelt.  
 



(3) Die mündliche Prüfung findet vor mindestens zwei Prüfenden (Kollegialprüfung) 
oder vor einer oder einem Prüfenden und einer sachkundigen Beisitzerin oder einem 
sachkundigen Beisitzer als Einzelprüfung oder als Gruppenprüfung für mehrere Stu-
dierende gleichzeitig statt. Die Beisitzerin oder der Beisitzer ist vor der Notenfestset-
zung zu hören. Die Dauer der Prüfung beträgt je Prüfling in der Regel 30 Minuten. 
Die wesentlichen Gegenstände der Prüfung, die Bewertung der Prüfungsleistung 
und die tragenden Erwägungen der Bewertungsentscheidung sind in einem Proto-
koll festzuhalten. Es ist von den Prüfenden oder der oder dem Prüfenden und der 
Beisitzerin oder dem Beisitzer zu unterschreiben.  
 
(4) Die Aufgabe für die Prüfungsleistung wird von den Prüfenden festgelegt. Können 
sich diese nicht einigen, legt der Prüfungsausschuss die Aufgabe fest. Dem Prüfling 
kann Gelegenheit gegeben werden, für die Aufgabe Vorschläge zu machen.  
 
(5) Macht der Prüfling glaubhaft, dass er wegen länger andauernder oder ständiger 
körperlicher Behinderung nicht in der Lage ist, Prüfungsleistungen ganz oder teil-
weise in der vorgeschriebenen Form abzulegen, ist ihm durch den Prüfungsaus-
schuss zu ermöglichen, die Prüfungsleistungen innerhalb einer verlängerten Bearbei-
tungszeit oder gleichwertige Prüfungsleistungen in einer anderen Form zu erbrin-
gen. Dazu kann die Vorlage eines ärztlichen Attestes verlangt werden.  
   
 

§ 8 
Öffentlichkeit von mündlichen Prüfungen 

 
(1) Studierende, die sich demnächst der gleichen Prüfung unterziehen wollen, sowie 
andere Mitglieder der Hochschule, die ein eigenes berechtigtes Interesse geltend 
machen, sind als Zuhörerinnen und Zuhörer bei mündlichen Prüfungen (§ 7 Abs. 4) 
zuzulassen. Dies erstreckt sich nicht auf die Beratung und Bekanntgabe des Prü-
fungsergebnisses an den Prüfling. Auf Antrag eines Prüflings sind die Zuhörerinnen 
und Zuhörer nach Satz 1 auszuschließen.  
   
 

§ 9 
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 

 
(1) Eine Prüfungsleistung gilt als mit "nicht ausreichend" bewertet, wenn der Prüf-
ling ohne triftige Gründe  
1. zu einem Prüfungstermin nicht erscheint oder  
2. nach Beginn der Prüfung von der Prüfung zurücktritt.  
 
(2) Die Anmeldung zu einer Fachprüfung kann bis eine Woche vor Beginn des jewei-
ligen Prüfungszeitraumes durch schriftliche Anzeige ohne Angabe von Gründen 
beim Prüfungsausschuss zurückgenommen werden. Gültiger Termin ist der Post-
stempel oder der Eingangsvermerk bei persönlicher Abgabe. Nach dem in Satz 1 
genannten Rücktrittstermin kann der Prüfling nur noch aus triftigen Gründen von 
dieser Fachprüfung zurücktreten. Satz 1 gilt nicht für Wiederholungsprüfungen. 
  



(3) Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachten Gründe müssen 
dem Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht 
werden; andernfalls gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit "nicht ausreichend" 
bewertet. Eine Exmatrikulation oder eine Beurlaubung als solche sind keine triftigen 
Gründe. Bei Krankheit kann die Vorlage eines ärztlichen Attestes verlangt werden. 
Werden die Gründe anerkannt, so wird ein neuer Termin anberaumt. Die bereits vor-
liegenden Prüfungsleistungen sind in diesem Fall anzurechnen.  
 
(4) Versucht der Prüfling das Ergebnis seiner Prüfungsleistung durch Täuschung o-
der Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, gilt die betreffende 
Prüfungsleistung als mit "nicht ausreichend" bewertet. Wer sich eines Verstoßes ge-
gen die Ordnung der Prüfung schuldig gemacht hat, kann von der jeweiligen auf-
sichtführenden Person von der Fortsetzung der betreffenden Prüfungsleistung aus-
geschlossen werden; in diesem Fall gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit 
"nicht ausreichend" bewertet. Der Prüfling kann innerhalb von zwei Wochen ver-
langen, dass die Entscheidung nach den Sätzen 1 und 2 vom Prüfungsausschuss 
überprüft wird.  
 
(5) Wird bei einer Prüfungsleistung der Abgabetermin ohne triftige Gründe nicht 
eingehalten, so gilt sie als mit "nicht ausreichend" bewertet. Absatz 3 Sätze 1 bis 4 
gilt entsprechend. In Fällen, in denen der Abgabetermin aus triftigen Gründen nicht 
eingehalten werden kann, entscheidet der Prüfungsausschuss nach § 16 Abs. 3 Satz 
1 NHG unter Beachtung der Grundsätze der Chancengleichheit und des Vorrangs 
der wissenschaftlichen Leistung vor der Einhaltung von Verfahrensvorschriften dar-
über, ob der Abgabetermin für die Prüfungsleistung entsprechend hinausgescho-
ben, die hinausgeschobene Abgabe bei der Bewertung berücksichtigt oder eine 
neue Aufgabe gestellt wird.  
   

 
§ 10 

Bewertung der Prüfungsleistung und Bildung der Fachnote 
 

(1) Die einzelne Prüfungsleistung wird von den jeweiligen Prüfenden (§ 5 Abs. 2,  
§ 7 Abs. 4 Satz 1) bewertet. Schriftliche Prüfungsleistungen sollen in spätestens vier 
Wochen nach der jeweiligen Prüfungsleistung bewertet sein.  
 
(2) Für die Bewertung der Leistungen sind folgende Noten zu verwenden:  

1,0; 1,3 = sehr gut = eine besonders hervorragende Leistung;

1,7; 2,0; 2,3 = gut = eine erheblich über den durchschnittlichen
Anforderungen liegende Leistung; 

2,7; 3,0; 3,3 = befriedigend = eine Leistung, die in jeder Hinsicht    
durchschnittlichen Anforderungen entspricht; 

3,7; 4,0 = ausreichend = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel den
Mindestanforderungen entspricht; 

5,0 = nicht ausreichend = eine Leistung, die wegen erheblicher Män-
gel    
den Anforderungen nicht mehr genügt. 



   
(3) Die Prüfungsleistung ist bestanden, wenn sie mit mindestens "ausreichend" be-
wertet wurde. Wird die Prüfungsleistung von zwei Prüfenden bewertet, ist sie be-
standen, wenn beide die Leistung mit mindestens "ausreichend" bewerten. In die-
sem Fall errechnet sich die Note der Prüfungsleistung aus dem Durchschnitt der von 
den Prüfenden festgesetzten Einzelnoten. Auf Antrag der oder des Studierenden 
kann der Prüfungsausschuss verlangen, dass die Bewertung der schriftlichen Prü-
fungsleistung begründet wird; dabei sind die tragenden Erwägungen der Bewer-
tungsentscheidung darzulegen. Die Begründung ist mit der Prüfungsarbeit zur Prü-
fungsakte zu nehmen.  
 
(4) Die Note lautet:  

bei einem Durchschnitt bis 1,5  sehr gut,

bei einem Durchschnitt über 1,5 bis 2,5 gut,

bei einem Durchschnitt über 2,5 bis 3,5 befriedigend,

bei einem Durchschnitt über 3,5 bis 4,0 ausreichend,

bei einem Durchschnitt über 4,0 nicht ausreichend.

   
(5) Eine Fachprüfung ist bestanden, wenn die Fachnote mindestens "ausreichend" 
ist. Besteht die Fachprüfung aus mehreren Prüfungsleistungen, errechnet sich die 
Fachnote aus dem Durchschnitt der Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen. 
Absatz 4 gilt entsprechend.  
 
(6) Bei der Bildung der Note nach Absatz 4 wird nur die erste Dezimalstelle hinter 
dem Komma berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestrichen.  
 
(7) Die Entscheidung "nicht ausreichend" darf in den Fachprüfungen mit schriftli-
chen Prüfungsleistungen nur nach mündlicher Ergänzungsprüfung (§ 7 Abs. 4) ge-
troffen werden. Für die Abnahme dieser mündlichen Ergänzungsprüfung gilt § 7 
Abs. 4 entsprechend. Die mündliche Ergänzungsprüfung ist ausgeschlossen, wenn 
für die Bewertung der schriftlichen Prüfungsleistungen § 9 Anwendung findet. Das 
Ergebnis der Ergänzungsprüfung entscheidet allein über das Bestehen. Die Fachnote 
wird auf Grund der Note der mündlichen Ergänzungsprüfung unter angemessener 
Berücksichtigung der schriftlichen Leistungen festgesetzt.  
   
 

§ 11 
Wiederholung von Fachprüfungen 

 
(1) Nicht bestandene Prüfungsleistungen einer Fachprüfung können bis zu zweimal 
wiederholt werden. Wird die Prüfungsleistung mit "nicht ausreichend" bewertet o-
der gilt sie als mit "nicht ausreichend" bewertet und ist eine Wiederholungsmög-
lichkeit nach Absatz 2 nicht mehr gegeben, so ist die Prüfungsleistung endgültig 
nicht bestanden. Der Prüfungsausschuss kann bestimmen, dass einzelne Prüfungs-
leistungen auf die Wiederholung angerechnet werden.  
 



(2) Eine zweite Wiederholung ist nur zulässig, wenn der Notendurchschnitt der nach 
dieser Ordnung bis zu diesem Zeitpunkt abgelegten Prüfungsleistungen mindestens 
"ausreichend" ist.  
 
(3) Wiederholungsprüfungen sind in angemessener Frist abzulegen. Sie sollen spä-
testens im Rahmen der Prüfungstermine des jeweils folgenden Semesters abgelegt 
werden. Der Prüfling wird unter Berücksichtigung der Frist nach den Sätzen 1 und 2 
zur Wiederholungsprüfung geladen. In der Ladung wird der Prüfling darauf hinge-
wiesen, dass bei Versäumnis dieses Termins (§ 9 Abs. 1 und 2) oder bei erneutem 
Nichtbestehen die Abschlussprüfung/ Diplomprüfung endgültig nicht bestanden ist, 
soweit nicht die Voraussetzungen für einen weiteren Wiederholungsversuch (Absatz 
2) vorliegen.  
 
(4) Die Wiederholung einer bestandenen Fachprüfung ist nicht zulässig.  
   
 

§ 12 
Zeugnisse und Bescheinigungen 

 
(1) Über die bestandene Diplomprüfung ist unverzüglich, möglichst innerhalb von 
vier Wochen, ein Zeugnis auszustellen (Anlage 3). Als Datum des Zeugnisses ist der 
Tag anzugeben, an dem die Voraussetzungen für das Bestehen der Prüfung erfüllt 
sind; dies ist der Tag, an dem die letzte zum Bestehen der Prüfung erforderliche Prü-
fungs- oder Studienleistung mit mindestens "ausreichend" oder "bestanden" be-
wertet worden ist.  
 
(2) Ist die Diplomprüfung nicht bestanden oder gilt sie als nicht bestanden, so erteilt 
die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses, nachdem sie oder er der Prü-
fungskommission Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben hat, hierüber einen 
schriftlichen Bescheid, der auch darüber Auskunft gibt, ob und ggf. in welchem Um-
fang und an welchem Termin oder innerhalb welcher Frist Prüfungsleistungen wie-
derholt werden können. Der Bescheid über eine endgültig nicht bestandene Dip-
lomprüfung ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen.  
 
(3) Beim Verlassen der Hochschule oder beim Wechsel des Studiengangs wird auf 
Antrag eine Bescheinigung ausgestellt, welche die erbrachten Prüfungs- und Stu-
dienleistungen und deren Bewertung enthält. Im Fall von Absatz 2 wird die Beschei-
nigung auch ohne Antrag ausgestellt. Sie weist auch die noch fehlenden Prüfungs- 
und Studienleistungen aus sowie ferner, dass die Diplomprüfung nicht bestanden 
oder endgültig nicht bestanden ist. Auf Antrag wird im Fall von Absatz 2 eine Be-
scheinigung ausgestellt, welche lediglich die erbrachten Prüfungs- und Studienleis-
tungen ausweist.  
   
 

§ 13 
Zusatzprüfungen 

 
(1) Die Studierenden können sich in weiteren als den im Zweiten Teil vorgeschriebe-
nen Fächern (Wahlfächern) einer Prüfung unterziehen (Zusatzprüfungen).  



 
(2) Das Ergebnis der Zusatzprüfungen wird auf Antrag in das Zeugnis aufgenom-
men, jedoch bei der Festsetzung der Gesamtnote nicht mit einbezogen. 
  
   
   

§ 14 
Ungültigkeit der Prüfung 

 
(1) Wurde bei einer Prüfung getäuscht und wird diese Tatsache erst nach der Aus-
händigung des Zeugnisses bekannt, so kann der Prüfungsausschuss nachträglich die 
Noten für diejenigen Prüfungsleistungen, bei deren Erbringung der Prüfling ge-
täuscht hat, entsprechend berichtigen und die Prüfung ganz oder teilweise für 
"nicht bestanden" erklären.  
 
(2) Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung nicht erfüllt, oh-
ne dass der Prüfling hierüber täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst nach der 
Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so wird dieser Mangel durch das Bestehen 
der Prüfung geheilt. Wurde die Zulassung vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, so ent-
scheidet der Prüfungsausschuss unter Beachtung der gesetzlichen Bestimmungen 
über die Rücknahme rechtswidriger Verwaltungsakte.  
 
(3) Dem Prüfling ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur Erörterung der Angele-
genheit mit dem Prüfungsausschuss zu geben.  
 
(4) Das unrichtige Prüfungszeugnis ist einzuziehen und durch ein richtiges Zeugnis 
oder eine Bescheinigung nach § 12 zu ersetzen. Mit dem unrichtigen Prüfungszeug-
nis ist auch die Diplomurkunde einzuziehen, wenn die Prüfung aufgrund einer Täu-
schung für "nicht bestanden" erklärt wurde. Eine Entscheidung nach Absätzen 1 
und 2 Satz 2 ist nach einer Frist von fünf Jahren ab dem Datum des Prüfungszeug-
nisses ausgeschlossen.  
   
 

§ 15 
Einsicht in die Prüfungsakte 

 
(1) Der Prüfling wird auf Antrag vor Abschluss einer Prüfung Einsicht in Teilergebnis-
se gewährt.  
 
(2) Dem Prüfling wird auf Antrag nach Abschluss jeder Fachprüfung, und der Dip-
lomprüfung Einsicht in seine schriftlichen Prüfungsarbeiten, die Bemerkungen der 
Prüfenden und in die Prüfungsprotokolle gewährt. Der Antrag ist spätestens inner-
halb eines Jahres nach Aushändigung des Zeugnisses oder des Bescheides über die 
nicht bestandene Prüfung bei der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
zu stellen. Der oder die Vorsitzende des Prüfungsausschusses bestimmt Ort und Zeit 
der Einsichtnahme.  
   
 

§ 16 



Hochschulöffentliche Bekanntmachungen des Prüfungsausschusses 
 

(1) Der Prüfungsausschuss gibt diese Prüfungsordnung hochschulöffentlich bekannt 
und weist die Studierenden zu Beginn jedes Studienabschnittes in geeigneter Weise 
auf die für sie geltenden Prüfungsbestimmungen hin.  
(2) Der Prüfungsausschuss kann beschließen, dass die Entscheidungen und andere 
Maßnahmen, die nach dieser Prüfungsordnung getroffen werden, insbesondere die 
Zulassung zur Prüfung, Versagung der Zulassung, Melde- und Prüfungstermine und 
-fristen sowie Prüfungsergebnisse, hochschulöffentlich in ortsüblicher Weise bekannt 
gemacht werden. Dabei sind datenschutzrechtliche Bestimmungen zu beachten. 
Dieser Beschluss ist hochschulöffentlich in ortsüblicher Weise bekannt zu machen.  
   
 

§ 17 
Einzelfallentscheidungen, Widerspruchsverfahren 

 
(1) Ablehnende Entscheidungen und andere belastende Verwaltungsakte, die nach 
dieser Prüfungsordnung getroffen werden, sind schriftlich zu begründen, mit einer 
Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen und nach § 41 Verwaltungsverfahrensgesetz 
bekannt zu geben. Gegen diese Entscheidungen kann innerhalb eines Monats nach 
Zugang des Bescheides Widerspruch beim Prüfungsausschuss nach den §§ 68 ff. der 
Verwaltungsgerichtsordnung eingelegt werden.  
 
(2) Über den Widerspruch entscheidet der Prüfungsausschuss. Soweit sich der Wi-
derspruch gegen eine Bewertung einer oder eines Prüfenden richtet, entscheidet der 
Prüfungsausschuss nach Überprüfung nach den Absätzen 3 und 5.  
 
(3) Bringt der Prüfling in seinem Widerspruch konkret und substantiiert Einwendun-
gen gegen prüfungsspezifische Wertungen und fachliche Bewertungen einer oder 
eines Prüfenden vor, leitet der Prüfungsausschuss den Widerspruch dieser oder die-
sem Prüfenden zur Überprüfung zu. Ändert die oder der Prüfende die Bewertung 
antragsgemäß, so hilft der Prüfungsausschuss dem Widerspruch ab. Andernfalls 
überprüft der Prüfungsausschss die Entscheidung aufgrund der Stellungnahme der 
oder des Prüfenden insbesondere darauf, ob  
1. das Prüfungsverfahren nicht ordnungsgemäß durchgeführt worden ist,  
2. bei der Bewertung von einem falschen Sachverhalt ausgegangen worden ist,  
3. allgemeingültige Bewertungsgrundsätze nicht beachtet worden sind,  
4. eine vertretbare und mit gewichtigen Argumenten folgerichtig begründete Lö-
sung als falsch gewertet worden ist,  
5. sich die oder der Prüfende von sachfremden Erwägungen hat leiten lassen.  
Entsprechendes gilt, wenn sich der Widerspruch gegen die Bewertung durch mehre-
re Prüfende richtet.  
 
(4) Der Prüfungsausschuss bestellt für das Widerspruchsverfahren auf Antrag des 
Prüflings eine Gutachterin oder einen Gutachter. Die Gutachterin oder der Gutachter 
muss die Qualifikation nach § 5 Abs. 1 Sätze 2 bis 4 besitzen. Dem Prüfling und der 
Gutachterin oder dem Gutachter ist vor der Entscheidung nach den Absätzen 2 und 
4 Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.  
 



(5) Soweit der Prüfungsausschuss bei einem Verstoß nach Absatz 3 Satz 3 Nrn. 1 bis 
5 dem Widerspruch nicht bereits in diesem Stand des Verfahrens abhilft und konkre-
te und substantiierte Einwendungen gegen prüfungsspezifische Wertungen und 
fachliche Bewertungen vorliegen, ohne dass die oder der Prüfende ihre oder seine 
Entscheidungen entsprechend ändert, werden Prüfungsleistungen durch andere, 
mit der Abnahme dieser Prüfung bisher nicht befasste Prüfende erneut bewertet o-
der die mündliche Prüfung wiederholt.  
 
(6) Hilft der Prüfungsausschuss dem Widerspruch nicht ab oder unterbleibt eine 
Neubewertung oder Wiederholung der Prüfungsleistung, so entscheiden die Fach-
bereichsräte über den Widerspruch.  
 
(7) Über den Widerspruch soll möglichst innerhalb eines Monats entschieden wer-
den. Wird dem Widerspruch nicht abgeholfen, bescheidet die Leitung der Hochschu-
le die Widerspruchsführerin oder den Widerspruchsführer.  
 
(8) Das Widerspruchsverfahren darf nicht zur Verschlechterung der Prüfungsnote 
führen.  
   
   

Z w e i t e r T e i l 
Diplomprüfung 

  
§ 18 

Art und Umfang 
   
(1) Die Diplomprüfung besteht aus  
1. den Fachprüfungen und  
2. der Diplomarbeit.  
 
(2) Die Fachprüfungen sowie Art und Anzahl der ihnen zugeordneten Prüfungsleis-
tungen und die Prüfungsanforderungen (Prüfungsgegenstände nach ihrer Breite 
und Tiefe) sind in Anlage 2 festgelegt.  
 
(3) Die Fachprüfungen sind mündlich, jedoch können die Prüfenden mit Genehmi-
gung des Prüfungsausschusses anstelle der mündlichen Prüfung eine Klausur durch-
führen.  
 
(4) Die Diplomprüfung wird studienbegleitend durchgeführt. Sie wird in der Regel 
bis zum Ende des dritten Semesters abgeschlossen.  
   
   

§ 19 
Zulassung 

 
(1) Der Antrag auf Zulassung (Meldung) zu den Fachprüfungen der Diplomprüfung 
ist schriftlich beim Prüfungsausschuss innerhalb des vom Prüfungsausschuss festzu-
setzenden Zeitraumes zu stellen. Fristen, die vom Prüfungsausschuss gesetzt sind, 
können beim Vorliegen triftiger Gründe verlängert oder rückwirkend verlängert 



werden, insbesondere wenn es unbillig wäre, die durch den Fristablauf eingetrete-
nen Rechtsfolgen bestehen zu lassen.  
 
(2) Zu den Fachprüfungen wird zugelassen, wer  

1. ein Studium an einer Fachhochschule im Studiengang Verfahrenstechnik, 
Chemieingenieurwesen oder einem eng verwandten Studiengang erfolgreich 
abgeschlossen hat.  

2. im Ergänzungsstudiengang Umweltschutztechnik als ordentliche Studierende 
oder ordentlicher Studierender an der Technischen Universität Clausthal ein-
geschrieben ist.  

 
(3) Der Meldung sind, soweit sich nicht entsprechende Unterlagen bei der Hoch-
schule befinden, beizufügen:  
1. Nachweise nach Absatz 2,  
2. eine Darstellung des Bildungsganges,  
3. ggf. Vorschläge für Prüfende.  
Ist es nicht möglich, eine nach Satz 1 erforderliche Unterlage in der vorgeschriebe-
nen Weise beizufügen, kann der Prüfungsausschuss gestatten, den Nachweis auf 
andere Art zu führen.  
 
(4) Über die Zulassung entscheidet der Prüfungsausschuss. Die Zulassung wird ver-
sagt, wenn  

1. die Zulassungsvoraussetzungen nicht erfüllt sind, oder  
2. die Unterlagen unvollständig sind,  
3. die Diplomprüfung in demselben Studiengang an einer Universität oder 

gleichgestellten Hochschule in der Bundesrepublik Deutschland bereits end-
gültig nicht bestanden ist. 

  
(5) Die Bekanntgabe der Zulassung einschließlich der Prüfungstermine und der Ver-
sagung der Zulassung erfolgt nach § 41 des Verwaltungsverfahrensgesetzes. Die 
Versagung der Zulassung erfolgt schriftlich.  
   
 

§ 20 
Diplomarbeit 

 
(1) Die Diplomarbeit soll zeigen, dass der Prüfling in der Lage ist, innerhalb einer 
vorgegebenen Frist ein Problem selbständig nach wissenschaftlichen Methoden zu 
bearbeiten. Thema und Aufgabenstellung der Diplomarbeit müssen dem Prüfungs-
zweck (§ 1 Abs. 1 Satz 3) und der Bearbeitungszeit nach Absatz 4 entsprechen. Die 
Art der Aufgabe und die Aufgabenstellung müssen mit der Ausgabe des Themas fest-
liegen.  
 
(2) Die Diplomarbeit kann in Form einer Gruppenarbeit angefertigt werden. Der als 
Prüfungsleistung zu bewertende Beitrag des einzelnen Prüflings muss aufgrund der 
Angabe von Abschnitten, Seitenzahlen oder anderen objektiven Kriterien deutlich 
abgrenzbar und für sich bewertbar sein und den Anforderungen nach Absatz 1 ent-
sprechen.  
 



(3) Das Thema der Abschlussarbeit/ Diplomarbeit kann von jeder und jedem Ange-
hörigen der Professorengruppe der beiden Fachbereiche festgelegt werden. Mit Zu-
stimmung des Prüfungsausschusses kann das Thema auch von einer Professorin o-
der einem Professor, die oder der nicht Mitglied der beiden Fachbereiche ist, festge-
legt werden. Es kann auch von anderen Prüfenden nach § 5 Abs. 1 Sätze 2 und 3 
festgelegt werden; in diesem Fall muss die oder der Zweitprüfende Angehöriger der 
Professorengruppe der beiden Fachbereiche sein.  
 
(4) Das Thema wird von der oder dem Erstprüfenden nach Anhörung des Prüflings 
festgelegt. Auf Antrag sorgt der Prüfungsausschuss dafür, dass der Prüfling rechtzei-
tig ein Thema erhält. Er kann auf Antrag des Prüflings eine andere Prüferin oder ei-
nen anderen Prüfer benennen. Die Ausgabe des Themas erfolgt über den Vorsitz des 
Prüfungsausschusses. Die Ausgabe ist aktenkundig zu machen. Mit der Ausgabe des 
Themas werden die oder der Prüfende, die oder der das Thema festgelegt hat (Erst-
prüfende oder Erstprüfender), und die oder der Zweitprüfende bestellt.  
 
(5) Die Zeit von der Ausgabe des Themas bis zur Ablieferung der Diplomarbeit be-
trägt bei theoretischen Arbeiten drei Monate und bei experimentellen Arbeiten vier 
Monate. Das Thema kann nur einmal und nur innerhalb der ersten vier Wochen der 
Bearbeitungszeit nach Satz 1 zurückgegeben werden. Im Einzelfall kann auf begrün-
deten Antrag der Prüfungsausschuss die Bearbeitungszeit ausnahmsweise bis zur 
Gesamtdauer von sechs Monaten verlängern.  
 
(6) Bei der Abgabe der Diplomarbeit hat der Prüfling schriftlich zu versichern, dass er 
seine Arbeit - bei einer Gruppenarbeit den entsprechend gekennzeichneten Anteil 
der Arbeit - selbständig verfasst und keine anderen als die angegebenen Quellen 
und Hilfsmittel benutzt hat.  
 
(7) Die Diplomarbeit ist in zwei Exemplaren fristgemäß bei der oder dem Vorsitzen-
den des Prüfungsausschusses abzuliefern; der Abgabezeitpunkt ist aktenkundig zu 
machen.  
 
(8) Die Diplomarbeit ist in der Regel innerhalb von vier Wochen nach ihrer Abgabe 
durch beide Prüfende nach § 10 Abs. 2 bis 4 und 6 zu bewerten. Ausnahmen regelt 
der Prüfungsausschuss.  
   
 

§ 21 
Zulassung zur Diplomarbeit 

   
(1) Zur Diplomarbeit wird zugelassen, wer  

1. sämtliche Fachprüfungen nach Anlage 2 bestanden hat,  
2. im Ergänzungsstudiengang Umweltschutztechnik als ordentliche Studierende 

oder ordentlicher Studierender an der Technischen Universität Clausthal ein-
geschrieben ist.  

 
(2) Die Studentin oder der Student stellt spätestens drei Monate nach der letzten 
bestandenen Prüfungsleistung beim Prüfungsausschuss einen schriftlichen Antrag 
auf Zulassung zur Diplomarbeit. Ausnahmen regelt der Prüfungsausschuss auf An-
trag. Das Thema der Diplomarbeit wird spätestens einen Monat nach der Zulassung 



ausgegeben. Dem Antrag sind, soweit sich nicht entsprechende Unterlagen an der 
Hochschule befinden, beizufügen:  

1. ein Vorschlag für den Erst- und Zweitprüfenden,  
2. ein Vorschlag für den Themenbereich, dem das Thema für die Diplomarbeit 

entnommen werden soll.  
(3) Über die Zulassung entscheidet der Prüfungsausschuss. Die Versagung der Zulas-
sung erfolgt schriftlich.  
 
(4) Die Bekanntgabe der Zulassung und der Versagung der Zulassung erfolgt nach  
§ 41 des Verwaltungsverfahrensgesetzes.  
   
 

§ 22 
Wiederholung der Diplomarbeit 

(1) Die Diplomarbeit kann, wenn sie mit "nicht ausreichend" bewertet wurde oder 
als mit "nicht ausreichend" bewertet gilt, einmal wiederholt werden; eine zweite 
Wiederholung ist ausgeschlossen. Eine Rückgabe des Themas bei der Wiederholung 
der Diplomarbeit ist jedoch nur zulässig, wenn von dieser Möglichkeit nicht schon 
bei der ersten Diplomarbeit (§ 20 Abs. 4 Satz 2) Gebrauch gemacht worden ist.  
 
(2) Das neue Thema der Diplomarbeit wird in angemessener Frist, in der Regel in-
nerhalb von drei Monaten nach Bewertung der ersten Arbeit, ausgegeben.  
 
(3) § 11 Abs. 5 gilt entsprechend.  
   
 

§ 23 
Gesamtergebnis der Prüfung 

 
(1) Die Diplomprüfung ist bestanden, wenn sämtliche Prüfungsleistungen gemäß  
§ 18 Abs. 1 jeweils mit mindestens "ausreichend" bewertet sind.  
 
(2) Die Gesamtnote der Diplomprüfung errechnet sich aus dem Durchschnitt der 
nach Anlage 4 gewichteten Noten für die Prüfungsleistungen nach § 18 Abs. 1. § 10 
Abs. 4 und 6 gilt entsprechend.  
 
(3) Die Diplomprüfung ist erstmals nicht bestanden, wenn eine Prüfungsleistung 
nach § 18 Abs. 1 mit "nicht ausreichend" bewertet ist oder als mit "nicht ausrei-
chend" bewertet gilt. Sie ist endgültig nicht bestanden, wenn eine Prüfungsleistung 
mit "nicht ausreichend" bewertet ist oder als mit "nicht ausreichend" bewertet gilt 
und eine Wiederholungsmöglichkeit nicht mehr besteht.  
 
(4) Der Prüfungsausschuss kann nach Anhörung der Prüfungskommission beschlie-
ßen, die Diplomprüfung mit dem Prädikat "mit Auszeichnung bestanden" zu verse-
hen, wenn der Notendurchschnitt 1,3 oder besser ist. Dieser Beschluss ist auf dem 
Zeugnis und der Diplomurkunde zu vermerken.  
 
   



D r i t t e r T e i l 
  

Schlussvorschriften 
  
 

§ 24 
Schlussbestimmungen 

 
Eine Prüfung nach dieser Prüfungsordnung und allen vor in Kraft treten dieser Prü-
fungsordnung geltenden Prüfungsordnungen für den Ergänzungsstudiengang 
Umweltschutztechnik der Fakultät für Energie- und Wirtschaftswissenschaften der TU 
Clausthal wird letztmals im Prüfungszeitraum des Sommersemesters 2016 durchge-
führt. 
 
 

§ 25 
Außer-Kraft-Treten 

 
Diese Prüfungsordnung tritt zum Ende des Prüfungszeitraums des Sommersemesters 
2016  außer Kraft. 
 
 

§ 26 
Inkrafttreten 

   
Diese Prüfungsordnung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung im Verkündungs-
blatt der Hochschule in Kraft.  

  



Anlage 1 
   

Technische Universität Clausthal 
Gemeinsame Fakultät für Bergbau, Hüttenwesen und Maschinenwesen 

Diplomurkunde 
  

Die Technische Universität Clausthal, Gemeinsame Fakultät für Bergbau, Hüttenwe-
sen und Maschinenwesen, verleiht mit dieser Urkunde  
Frau/Herrn*) .............................................,  
geboren am ......................in.......................,  
   

den Hochschulgrad 
Diplom-Ingenieurin/Diplom-Ingenieur*) 

(abgekürzt: Dipl.-Ing.) 
nachdem sie/er*) die Diplomprüfung im Ergänzungsstudiengang Umweltschutz-
technik am ................................. bestanden hat.  
   

Clausthal-Zellerfeld, den .................................................. 

  (Datum)

   

(Siegel der Hochschule) ............................................................... 

  Vorsitz des Prüfungsausschusses 

   

.................................................... .............................................................. 

Rektorin/Rektor*) Dekanin/Dekan*) 

der Technische Universität 
Clausthal 

------------  
*) Nichtzutreffendes streichen.  
   



Anlage 2 
   
Fachprüfungen, Art und Anzahl der Prüfungsleistungen und Leistungsnachweise für 
die Diplomprüfung nach § 18 Absatz 2  
a) Studienrichtung Entsorgungstechnik  
   

I. Fachprüfungen Art und Anz. 
d.  
Prüfungsleis-
tungen 

Gew. 
faktor  
 

Fachlicher und zeitlicher Umfang

1. Ingenieurmathematik III K2 oder M*) 1 (4 SWS) Numerische Integration, Ap-
proximation, Iterationsverfahren, An-
fangs- und Randwertaufgaben, Ei-
genwertaufgaben 

2. Technische Mechanik II K2 oder M*) (5 SWS) Festigkeitslehre, Grundlagen 
der Dynamik 

3. Wärmeübertragung I K2 oder M*) (3 SWS) Transportgrößen, stationäre 
und instationäre Wärmeleitung, Kon-
vektion, Strahlung 

4. Chemische Umweltanalytik II 1) K2 oder M*) 1 (2 SWS) Analysenstrategie, Bewertung 
und Analysendaten, Standardmetho-
den, Vor-Ort-Analytik mit Schnellver-
fahren, Wasseranalytik, Summenpa-
rameter, Biotestverfahren, chemische 
Spurenanalytik, Spurenanreicherung, 
Analyseverfahren der anorganischen 
und organischen Schadstoffanalytik 

5. Physikalische Umweltanalytik K2 oder M*) 1 (2 SWS) Schadstoffgrenzwerte, Streu-
ung und Absorption von Lichtwellen, 
Photometrische Messverfahren zur 
Bestimmung von Konzentration und 
Größenverteilung von Partikeln, 
Spektroskopische Analyse von Schad-
stoffen 

6. Berechnung von Wasser- und Stoffflüs-
sen durch die Hydrogeosphäre - Hydro-
goechemie 1) 

K2 oder M*) 1 (2 SWS) Grundwasserkontamination, 
mathematische Modellierung,  Poren-
raummodelle, Transportphänomene, 
Strömungstransportmodelle 

7. Abwassertechnik II K2 oder M*) 1 (2 SWS) Biologische Abwasserbehand-
lung, Schlammbehandlung 

8. Recycling I K2 oder M*) 1 (2 SWS) Reststoffmassenströme, stoff-
spezifische Diagnose, Sortierung, Iner-
tisierung, Deponierung, Überwa-
chung von Recyclinganlagen 

9. Entsorgungsbergbau K2 oder M*) 1 (2 SWS) Abfallverwertung unter Tage, 
Versatzstoffe, Versatzverfahren, unter-
tägige Deponierung von Abfällen, 
Einlagerungstechnik, Betrieb, Über-
wachung 

10. Grundlage der Deponietechnik II 1) K2 oder M*) 1 (2 SWS) Geotechnische Planung, Si-
cherheitsnachweise für Gruben-und 
Haldendeponien, Überwachung, Un-
tertagedeponien, Standsicherheit, 
Damm- und Verschlussbauwerke 

  

                                                 
1) laut Beschluss des Prüfungsausschusses vom 03.04.09 



11. Betriebliche Umweltökonomie K2 oder M*) 1 (3 SWS) Rahmenbedingungen und 
Ziele, Umweltgesetzgebung, Staatl. 
Umweltpolitik, Umweltschutz in be-
triebswirtschaftlichen Bereichen, Ent-
sorgung, Bedeutung der betrieblichen 
Umweltökonomie aus gesamtwirt-
schaftlicher Sicht 

 
* Nach Wahl der Prüfenden mit Genehmigung des Prüfungsausschusses.  
 
K = Klausur (Zahl = Bearbeitungszeit in Stunden, 1 h = 60 min)  
M = mündliche Prüfung.  
   
II. Leistungsnachweise  
Bestätigung der erfolgreichen Teilnahme. Die Studienleistung wird mit "bestanden" 
oder "nicht bestanden" bewertet.  
Für die folgenden Fächer kann entsprechend § 3 Absatz 3 eine Anrechnung nach  
§ 6 Absatz 1 auch für Prüfungsleistungen aus dem absolvierten Fachhochschulstudi-
um erfolgen:  
   
Physikalische Chemie I (4 SWS) Stoffzustände und -gleichgewichte 

Thermische Abfallbehandlung in der 
chemischen Industrie 1) 

(2SWS) Grundlagen der industriellen Klärschlammbehand-
lung 

Mechanische Trennverfahren I (3SWS) Aerosolmesstechnik- Strömungskräfte, Massenkräfte 
und elektrische Kräfte auf Partikel-Zyklone - Abreinigungsfil-
ter - Speicherfilter - Nassentstauber - Elektrofilter 

Grundlagen der Abfallaufbereitung 1) (3SWS) Mechanische Reststoffbehandlung, Zerkleinerung, 
Klassierung, Sortierung; chemische Reststoffbehandlung, 
Flotation, Laugung, Extraktion, Fällung 

Grundlagen der Bodenbehandlung (3SWS) Physikalische und chemische Grundoperationen der 
Aufbereitung fester mineralischer Stoffe, biologische und 
thermische Verfahren der Bodenbehandlung, Zerstörung 
organischer Substanzen, Inertisierung, Beispiele, thermische 
Behandlung von Reststoffen.  

   
 
III. Diplomarbeit  
 
Der Gewichtungsfaktor für die Gesamtnote der Diplomarbeit beträgt 2.  
   

                                                 
1) laut Beschluss des Prüfungsausschusses vom 03.04.09 



b. Studienrichtung Umweltprozesstechnik  
   
I. Fachprüfungen Art und 

Anz. d. 
Prüfungs-
leistungen 

Gew. 
faktor   

Fachlicher und zeitlicher Umfang

1. Ingenieurmathematik III K2 oder 
M*) 

1 (4 SWS) Numerische Integration, Appro-
ximation, Iterationsverfahren, Anfangs- 
und Randwertaufgaben, Eigenwertauf-
gaben 

2. Technische Mechanik II K2 oder 
M*) 

(5 SWS) Festigkeitslehre, Grundlagen der 
Dynamik 

3. Wärmeübertragung I K2 oder 
M*) 

(3 SWS) Transportgrößen, stationäre und 
instationäre Wärmeleitung, Konvektion, 
Strahlung 

4. Chemische Umweltanalytik II 1) K2 oder 
M*) 

1 (2 SWS) Analysenstrategie, Bewertung 
und Analysendaten, Standardmethoden, 
Vor-Ort-Analytik mit Schnellverfahren, 
Wasseranalytik, Summenparameter, Bio-
testverfahren, chemische Spurenanalytik, 
Spuren-anreicherung, Analyseverfahren 
der anorganischen und organischen 
Schadstoffanalytik 

5. Physikalische Umweltanalytik K2 oder 
M*) 

1 (2 SWS) Schadstoffgrenzwerte, Streuung 
und Absorption von Lichtwellen, Photo-
metrische Messverfahren zur Bestim-
mung von Konzentration und Größen-
verteilung von Partikeln, Spektroskopi-
sche Analyse von Schadstoffen 

6. Physikalische Chemie I K2 oder 
M*) 

1 (4SWS) Stoffzustände und -
gleichgewichte 

7. Chemische Reaktionstechnik II  K2 oder 
M*) 

1 (3SWS) Entwurf einphasiger Reaktoren

8. Mechanische Verfahrenstechnik K2 oder 
M*) 

1 (3SWS) Zerkleinern, Sedimentation, Mi-
schen, Verteilungsmathematik, Klassie-
ren, Trennungen 

9. Thermische Trennverfahren I K2 oder 
M*) 

1 (3SWS) Gleichgewichtstrennprozesse, 
Auslegung von Trennkolonnen 

  10. Thermische Abfallbehandlung 
in der chemischen Industrie  
 

K2 oder 
M*) 

1 (3SWS) Bewertung von thermischen 
Hauptverfahren, Massen-, Energie- und 
Stoffbilanzen, ausgewählte Verfahrens-
beispiele, Restmüll, Sondermüll, Klär-
schlamm, Autoschrott.  

   
* Nach Wahl der Prüfenden mit Genehmigung des Prüfungsausschusses.  
K = Klausur (Zahl = Bearbeitungszeit in Stunden, 1 h = 60 min)  
M = mündliche Prüfung.  
   

                                                 
1) laut Beschluss des Prüfungsausschusses vom 03.04.09 



II. Leistungsnachweise  
Bestätigung der erfolgreichen Teilnahme. Die Studienleistung wird mit "bestanden" 
oder "nicht bestanden" bewertet.  
Für die folgenden Fächer kann entsprechend § 3 Absatz 3 eine Anrechnung nach  
§ 6 Absatz 1 auch für Prüfungsleistungen aus dem absolvierten Fachhochschulstudi-
um erfolgen:  
   
   
Mechanische Trennverfahren I (3SWS) Aerosolmesstechnik- Strömungskräfte, Mas-

senkräfte und elektrische Kräfte auf Partikel-Zyklone - 
Abreinigungsfilter - Speicherfilter - Nassentstauber - 
Elektrofilter 

Abwassertechnik I 1) (3SWS) Abwassergesetzgebung, Chemische Vorbe-
handlung von Abwässern, Mechanische und biologi-
sche Behandlung kommunaler Abwässer, Schlamm-
behandlung 

Grundlagen der Bodenbehandlung (3SWS) Physikalische und chemische Grundoperatio-
nen der Aufbereitung fester und mineralischer Stoffe, 
biologische u. thermische Verfahren der Bodenbe-
handlung, Zerstörung organischer Substanzen, Inerti-
sierung, Beispiele, thermische Behandlung von Rest-
stoffen 

Einführung in die BWL für Ing. o-
der Kosten- und Wirtschaftlich-
keitsrechnung 

(3SWS) Strukturierung, betriebl. Planung, Entschei-
dungsbereiche und -funktionen, Produktion, Absatz, 
Kostenrechnung 

Betriebl. Umweltökonomie (3SWS) Rahmenbedingungen und Ziele, Umweltge-
setzgebung, Staatl. Umweltpolitik, Umweltschutz in 
betriebswirtschaftlichen Bereichen, Entsorgung, Be-
deutung der betrieblichen Umweltökonomie aus ge-
samtwirtschaftlicher Sicht 

   
III. Diplomarbeit  
Der Gewichtungsfaktor für die Gesamtnote der Diplomarbeit beträgt 2.  
   

  

                                                 
1) laut Beschluss des Prüfungsausschusses vom 03.04.09 



Anlage 3 
   

Technische Universität Clausthal 
Gemeinsame Fakultät für Bergbau, Hüttenwesen und Maschinenwesen 

  
Zeugnis über die Diplomprüfung 

   
Frau/Herr*).................................................,  
geboren am ......................in.........................,  
hat die Diplomprüfung im Ergänzungsstudiengang Umweltschutztechnik mit  
der Gesamtnote ............................**) bestanden und in den Fachprüfungen  
folgende Noten erhalten:  
   

Fachprüfungen: Beurteilung**)

  

........................... ...........................

........................... ...........................

Diplomarbeit über das Thema  
   

........................... ...........................

   

Clausthal-Zellerfeld, den ..................................................

  (Datum)

    
   

(Siegel der Hochschule) ............................................................... 

  Vorsitz des Prüfungsausschusses 

------------  
*) Nichtzutreffendes streichen.  
**) Bewertungsstufen: sehr gut, gut, befriedigend, ausreichend.  
 


